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keine zwingenden Vorschriften auf, die 
die Gültigkeit oder den Inhalt von Ver­
tragsbestimmungen unmittelbar berühren 
oder die Vertragsparteien zur Anpassung 
des Vertragsinhalts verpflichten. Sie legt 

vielmehr nur Voraussetzungen fest, bei 
deren Erfüllung bestimmte Vertragsbe­
stimmungen vom Verbot und damit von 
der Nichtigkeit nach Artikel 85 Absätze 1 
und 2 EWG-Vertrag ausgenommen sind. 

S I T Z U N G S B E R I C H T 

in der Rechtssache 10/86 * 

I — Sachverhalt und Verfahren 

1. Die VAG France SA (Klägerin) ist eine 
Tochtergesellschaft des Automobilherstellers 
Volkswagen AG. Sie führt für diesen Fahr­
zeuge und sonstige Erzeugnisse der Marken 
VW und Audi nach Frankreich ein und be­
auftragt Vertragshändler mit Alleinvertriebs­
recht für bestimmte Zonen mit dem Weiter­
verkauf von Neufahrzeugen und Ersatztei­
len dieser Marken an Endabnehmer sowie 
mit dem Kundendienst. Zu diesen Vertrags­
händlern gehörten seit 1975 die Etablisse­
ments Magne SA (Beklagte), der verschie­
dene Kantone des Bezirks Angoulême zuge­
wiesen waren. 

Die Beziehungen zwischen der Klägerin 
und der Beklagten wurden durch befristete 
Verträge geregelt, die jeweils für die Dauer 
eines Jahres abgeschlossen wurden. Der 
letzte Vertragshändlervertrag zwischen den 
Parteien wurde am 18. Dezember 1984 für 
den Zeitraum vom 1. Januar 1985 bis zum 
31. Dezember 1985 ohne eine Klausel über 
eine stillschweigende Verlängerung abge­
schlossen. 

Nach den Bedingungen dieses Musterver­
trags verpflichtete sich der Vertragshändler 
unter anderem, sich nicht mit dem Verkauf 
und dem Vertrieb von Neufahrzeugen und 

Ersatzteilen konkurrierender Marken zu be­
fassen sowie den Kundendienst, einschließ­
lich der Garantiearbeiten, für VW- und 
Audi-Material zu gewährleisten, selbst wenn 
sich das Material nur zeitweise in seinem 
Gebiet befinden und nicht von ihm selbst 
verkauft worden sein sollte. Er verpflichtete 
sich ferner, entsprechend den Möglichkei­
ten, die sein Gebiet bot, und den von der 
Klägerin festgelegten Marktdurchdrin­
gungszielen, eine Anzahl von Neufahrzeu­
gen zu verkaufen, die den im Anhang dieses 
Vertrages aufgeführten mengenmäßigen Ab­
satzzielen entsprachen. 

2. Am 18. Januar 1985 wurde die Verord­
nung Nr. 123/85 der Kommission vom 12. 
Dezember 1984 über die Anwendung von 
Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Grup­
pen von Vertriebs- und Kundendienstver­
einbarungen über Kraftfahrzeuge im Amts­
blatt (ABl. 1985, L 15, S. 16) veröffentlicht, 
die auf die Verordnung Nr. 19/65 des Rates 
vom 2. März 1965 über die Anwendung von 
Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Grup­
pen von Vereinbarungen und aufeinander 
abgestimmten Verhaltensweisen (ABl. 1965, 
S. 533) gestützt ist. Mit der Verordnung 
Nr. 123/85 erklärte die Kommission unter 
bestimmten Voraussetzungen Artikel 85 Ab­
satz 1 EWG-Vertrag für auf Alleinvertriebs-

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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Vereinbarungen im Kraftfahrzeugsektor 
nicht anwendbar. 

Aus den Begründungserwägungen der Ver­
ordnung geht hervor, daß die Kommission 
der Auffassung ist, Alleinvertriebsvereinba­
rungen für Kraftfahrzeuge, die die in den 
Artikeln 1 bis 4 dieser Verordnung genann­
ten Wettbewerbsbeschränkungen und Ver­
pflichtungen enthielten, erfüllten zwar re­
gelmäßig die Voraussetzungen des Artikels 
85 Absatz 1 EWG-Vertrag. Sie könnten je­
doch unter bestimmten Voraussetzungen im 
Kraftfahrzeugsektor als rationalisierend und 
unerläßlich angesehen werden, da Kraft­
fahrzeuge Erzeugnisse seien, die regelmäßig 
sowie zu unvorhersehbaren Zeitpunkten und 
nicht immer am selben Ort fachkundiger 
Wartung und Instandsetzung bedürften. 
Dies setze eine Zusammenarbeit des Her­
stellers mit einer beschränkten Zahl von 
ausgewählten Händlern und Werkstätten 
voraus. 

Gemäß Artikel 5 Absatz 2 Nr. 2 dieser Ver­
ordnung gilt die Freistellung für die Ver­
pflichtungen, außer Kraftfahrzeugen des 
Vertragsprogramms weitere neue Kraftfahr­
zeuge nicht zu vertreiben oder nicht zum 
Gegenstand einer Vertriebs- und Kunden­
dienstvereinbarung zu machen, unter der 
Voraussetzung, 

„daß die Dauer der Vereinbarung minde­
stens vier Jahre oder die Frist für die or­
dentliche Kündigung der auf unbestimmte 
Dauer geschlossenen Vereinbarung für 
beide Vertragspartner mindestens ein Jahr 
beträgt, es sei denn, 

— der Lieferant hat kraft Gesetzes oder 
aufgrund besonderer Absprache bei 
Beendigung der Vereinbarung eine an­
gemessene Entschädigung zu zahlen 

oder 

— es handelt sich um den Beitritt des 
Händlers zum Vertriebsnetz und die er­
ste vereinbarte Vertragsdauer oder Mög­
lichkeit zu ordentlicher Kündigung". 

Gemäß ihrem Artikel 14 ist die Verordnung 
Nr. 123/85 am 1. Juli 1985 in Kraft getre­
ten. Nach ihrem Artikel 7 gilt die Nichtan-
wendbarkeit des Artikels 85 Absatz 1 des 
Vertrages rückwirkend von dem Zeitpunkt 
ab, zu dem die Voraussetzungen dieser Ver­
ordnung erfüllt waren, jedoch — außer bei 
bestimmten Vereinbarungen — frühestens 
vom Tage der Anmeldung an. Nach Artikel 
8 gilt das Verbot des Artikels 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag für bestimmte bereits ange­
meldete Vereinbarungen unter der Voraus­
setzung, daß sie vor dem 1. Oktober 1985 
derart abgeändert wurden, daß sie die auf­
gestellten Voraussetzungen erfüllten, und 
daß diese Änderung der Kommission vor 
dem 31. Dezember 1985 mitgeteilt wurde, 
für den Zeitraum vor der Änderung nicht. 

3. Mit Schreiben vom 24. Juni 1985 gab die 
Klägerin der Beklagten ihre Absicht be­
kannt, ihr den Abschluß eines neuen Vertra­
ges auf unbestimmte Dauer vom 1. Januar 
1986 an vorzuschlagen. Unter Berufung auf 
einen beträchtlichen Rückstand bei den von 
der Beklagten durchgeführten Verkäufen, 
die am 30. April 1985 lediglich 46,4 % des 
Verkaufsziels erreicht hätten, machte die 
Klägerin dieses Angebot von der Vorausset­
zung abhängig, daß das Verkaufsziel der 
Beklagten am 31. Dezember 1985 zumindest 
in einem den Ergebnissen des Händlernetzes 
auf nationaler Ebene entsprechenden Maße 
erreicht sein würde. Anderenfalls werde 
nach Ablauf des Vertrages am 31. Dezem­
ber 1985 kein neuer Vertragsabschluß ange­
boten werden. 

Die Beklagte bestritt der Klägerin das 
Recht, den Vertrag mit ihr aus den angege­
benen Gründen nicht zu erneuern. Sie 
machte geltend, die Verordnung Nr. 123/85 
bewirke die Verlängerung des Vertrages auf 
vier Jahre mit Kündigungsfrist, und ver­
langte, daß ihr ein entsprechender Ände­
rungsvertrag zugesandt werde. 

Am 25. September 1985 übersandte die Klä­
gerin der Beklagten den Text eines neuen 
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unbefristeten Vertragshändlervertrags mit 
den bereits genannten Vorbehalten und Be­
dingungen und merkte dazu an, daß dieser 
Vertragstext auf die Verordnung Nr. 
123/85 abgestimmt sei und die Beziehungen 
zwischen den Parteien mit Wirkung vom 1. 
Oktober 1985 an regeln solle. 

Die Beklagte weigerte sich, diesen neuen 
Vertragshändlervertrag zu unterzeichnen, 
und wiederholte ihr Verlangen, ihr einen 
Änderungsvertrag zum laufenden Vertrag 
zuzusenden, der mit Artikel 5 der Verord­
nung Nr. 123/85 in Einklang stehe. Dieses 
Verlangen blieb unbeantwortet. 

Seit dem 1. Januar 1986 sind sämtliche Ge­
schäftsbeziehungen zwischen der Klägerin 
und der Beklagten abgebrochen. 

4. Im Laufe dieses Streits über die vertragli­
chen Beziehungen erhob die Klägerin gegen 
die Beklagte Klage beim Tribunal de grande 
instance Paris. 

In diesem Prozeß macht die Klägerin vor 
allem geltend, die Beklagte habe dadurch, 
daß sie das Angebot auf Abschluß eines 
Vertrages auf unbestimmte Dauer abgelehnt 
habe, die Fortführung jeglicher Geschäfts­
beziehungen verhindert und sie könne kei­
nen Abschluß eines neuen Vertragshändler­
vertrags verlangen, da sie die vertraglich 
festgelegten Verkaufsziele nicht erreicht 
habe. Die Beklagte begehrt hingegen die 
Anpassung des Vertragshändlervertrags an 
die Verordnung Nr. 123/85 durch rückwir­
kende Festsetzung der Laufzeit auf eine be­
stimmte Dauer von vier Jahren und macht 
geltend, die Klägerin habe kein Recht, ihr 
einen neuen Vertrag anderer Art, nämlich 
einen unbefristeten Vertrag, aufzuzwingen 
oder Bedingungen hinsichtlich der Ver­
kaufsziele zu stellen, die der Verordnung 
Nr. 123/85 zuwiderliefen. 

Mit Urteil vom 18. Dezember 1985 hat das 
Tribunal de grande instance Paris den Ge­
richtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag 
um eine Entscheidung ersucht 

„über die Anwendung der Verordnung 
(EWG) Nr. 123/85 vom 12. Dezember 1984 
auf den am 18. Dezember 1984 für die 
Dauer von einem Jahr — vom 1. Januar 
1985 bis zum 31. Dezember 1985 — ohne 
eine Klausel über eine stillschweigende Ver­
längerung geschlossenen Vertrag zwischen 
der VAG France SA und der Établissements 
Magne SA unter Berücksichtigung der von 
den Parteien ... vertretenen Auffassungen". 

Zu den Standpunkten der Parteien hat das 
Tribunal de grande instance ausgeführt: 

„Der Streit zwischen den Parteien geht im 
wesentlichen darum, ob das Inkrafttreten 
dieser Verordnung am 1. Juli 1985, wie die 
Beklagte geltend macht, sie zu einer Ände­
rung des zwischen ihnen bestehenden Ver­
trages verpflichtet, um diesen durch eine 
Verlängerung seiner Laufzeit auf vier Jahre, 
gerechnet ab dem Wirksamwerden des auf 
bestimmte Dauer abgeschlossenen Vertra­
ges, insbesondere mit Artikel 5 Absatz 2 
Nr. 2 der Verordnung in Einklang zu brin­
gen, oder ob es, wie die Klägerin meint, le­
diglich dazu führt, daß die Alleinvertriebs­
und die Wettbewerbsverbotsklausel sowie, 
in Anbetracht ihres ausschlaggebenden und 
entscheidenden Charakters, möglicherweise 
der gesamte Vertrag — bis zum Ablauf des 
Vertrages oder zumindest bis zum Abschluß 
einer neuen, mit den Gemeinschaftsvor­
schriften übereinstimmenden Vereinbarung 
zwischen den Vertragspartnern — nichtig 
sind." 

5. Das Urteil des Tribunal de grande in­
stance Paris ist am 16. Januar 1986 in das 
Register der Kanzlei des Gerichtshofes ein­
getragen worden. 

Die Klägerin, vertreten durch Rechtsanwalt 
Yann François, Paris, die Beklagte, vertre­
ten durch Rechtsanwalt Jean Threard, Paris, 
und die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, vertreten durch ihren Rechts­
berater Norbert Koch, haben gemäß Artikel 
20 des Protokolls über die Satzung des Ge-
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richtshofes der EWG beim Gerichtshof 
schriftliche Erklärungen eingereicht. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Bericht­
erstatters nach Anhörung des Generalan­
walts beschlossen, die mündliche Verhand­
lung ohne vorherige Beweisaufnahme zu er­
öffnen, und hat die Rechtssache gemäß Ar­
tikel 95 § 1 der Verfahrensordnung an die 
Dritte Kammer verwiesen. 

II — Schriftliche Erklärungen 

1. Erklärungen der Klägerin 

Die Klägerin führt aus, nach der Veröffent­
lichung der Verordnung Nr. 123/85 seien 
die sich hieraus ergebenden Änderungen für 
ihre Vertragshändlerverträge mit der Verei­
nigung der Vertragshändler ihres Vertriebs­
netzes abgestimmt worden. Diese habe die 
Vertragshändler davon in Kenntnis gesetzt. 

Im Unterschied zu den für ein Jahr abge­
schlossenen Verträgen sollte sie in Zukunft 
die Möglichkeit haben, von den Vertrags­
händlern zufriedenstellende Ergebnisse als 
Voraussetzung für die Fortführung der Be­
ziehungen zu fordern. Da bereits der alte 
Vertrag es erlaubt habe, bei ungenügenden 
Ergebnissen das Alleinvertriebsrecht aufzu­
heben, hätte die Beklagte in jedem Fall das 
Alleinvertriebsrecht für ihr Gebiet verloren. 
Sie sei berechtigt gewesen, durch die Auf­
stellung von Verkaufszielen in ihrem Schrei­
ben vom 25. Juni 1985 als Gegenleistung für 
das Gebietsmonopol eines Vertragshändlers 
erfolgreiche Arbeit zu verlangen. Hierdurch 
habe sie lediglich diese Klausel des alten 
Vertrages aufrechterhalten. 

Sie sei aufgrund der Verordnung Nr. 
123/85 nicht verpflichtet gewesen, der Be­
klagten einen befristeten Vertrag mit vier 
Jahren Laufzeit anstelle eines Vertrages auf 
unbestimmte Dauer anzubieten. Beide Mög­
lichkeiten seien in der Verordnung vorgese­
hen. Ein Vertrag auf unbestimmte Dauer 
mit einjähriger Kündigungsfrist sei in jedem 

Fall für den Vertragshändler günstiger als 
die frühere Situation, d. h. die Befristung 
auf ein Jahr. Es sei Sache des nationalen 
Gerichts festzustellen, daß die Beklagte sich 
zu Unrecht geweigert habe, ihr Angebot an­
zunehmen, unabhängig davon, daß sie die 
Voraussetzungen hinsichtlich der Verwirkli­
chung der Verkaufsziele nicht erfüllt habe. 

Durch die Verordnung Nr. 123/85 werde 
die Regelung der Beziehungen zwischen 
dem Lieferanten und dem Vertragshändler 
strikt nach dem Parteiwillen nicht in Frage 
gestellt. Die Verordnung sei geeignet, die 
ursprüngliche Ausgewogenheit des Vertra­
ges zu beeinträchtigen, und erfordere des­
halb umfassende Neuverhandlungen über 
Verträge, die zum Zeitpunkt ihres Inkraft­
tretens gegolten hätten. Zu diesem Zweck 
drohe sie den Parteien die vollständige oder 
teilweise Nichtigkeit ihrer laufenden Ver­
träge an: Entweder gelangten die Parteien 
zu einer Einigung über die Anpassung ihres 
Vertrages an die in der Verordnung aufge­
stellten Voraussetzungen oder ihr Vertrag 
werde, abgesehen von Befreiungen in Ein­
zelfällen, gemäß Artikel 85 Absatz 2 EWG-
Vertrag nichtig. Dieser den Gruppenfreistel­
lungsverordnungen eigene Ansatz schließe 
im übrigen zwar Einzelfreistellungen nicht 
grundsätzlich aus, schränke aber deren An­
wendungsbereich beträchtlich ein. 

Da die Verordnung Nr. 123/85 in mehreren 
Bestimmungen ein nichtdiskriminierendes 
Verhalten des Lieferanten gegenüber all sei­
nen Vertragshändlern vorschreibe, könne es 
keine individuellen Gespräche über die Be­
dingungen des Vertragsangebots geben, das 
dazu bestimmt sei, eine gleichmäßige und 
der Billigkeit entsprechende Behandlung des 
gesamten Vertriebsnetzes sicherzustellen. 

Die Klägerin schlägt deshalb vor, für Recht 
zu erkennen, daß der am 18. Dezember 
1984 abgeschlossene Vertrag mangels Eini­
gung der Parteien über die Fortsetzung der 
Vertragsbeziehungen wegen Verstoßes ge­
gen Artikel 5 Absatz 2 Nr. 2 der Verord-
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nung Nr. 123/85 nichtig ist, daß von dieser 
Nichtigkeit nur Vertragsbestimmungen be­
troffen sind, die nicht in Übereinstimmung 
mit der Verordnung stehen, daß es Sache 
des nationalen Gerichts ist, den Umfang 
und die Folgen dieser Nichtigkeit nach na­
tionalem Recht zu beurteilen, und daß die 
Verordnung Nr. 123/85 keinerlei besondere 
Verpflichtung für den Lieferanten enthält, 
sondern daß es diesem freisteht, Bestimmun­
gen, die geeignet sind, den Vertragshändler­
vertrag mit der Verordnung vereinbar zu 
machen, vorzuschlagen, ohne im Falle der 
Ablehnung seines Angebots durch den Ver­
tragshändler Gefahr zu laufen, für den Ab­
bruch der Vertragsbeziehungen zu haften. 

2. Erklärungen der Beklagten 

Nach Auffassung der Beklagten ist die Ab­
stimmung von Vertragshändlerverträgen mit 
Alleinvertriebsrecht auf die Bedingungen der 
Verordnung Nr. 123/85 gemäß den Arti­
keln 7 und 8 der Verordnung vor dem 
1. Juli und gegebenenfalls dem 1. Oktober 
1985 Voraussetzung für die weitere Durch­
führung dieser Verträge. Gemäß Artikel 5 
dürften die Vertragsbestimmungen nicht 
diskriminierend sein und müßten die wirt­
schaftliche Unterlegenheit des Vertrags­
händlers ausgleichen. Da die Verpflichtun­
gen, die der Vertragshändler gemäß Artikel 
5 Absatz 1 eingehen müsse, im vorliegenden 
Fall bereits in den Vertragsbestimmungen 
enthalten seien, treffe die Verpflichtung, 
den Vertrag innerhalb der in der Verord­
nung vorgesehenen Frist zu ändern, allein 
die Klägerin, die diese Abstimmung verwei­
gert habe. 

Da es sich um einen Vertrag auf bestimmte 
Dauer handele, betrage die Mindestlaufzeit 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 Nr. 2 vier Jahre. 
Der Vertrag hätte nach dem 1. Juli 1985 nur 
freigestellt werden können, wenn die Kläge­
rin eine Bestimmung akzeptiert hätte, die 
seine Laufzeit auf vier Jahre verlängert 
hätte. 

In voller Kenntnis dieses Umstandes habe 
die Klägerin im Dezember 1984 einen befri­
steten Vertrag abgeschlossen, obwohl sie 
sich für einen Vertrag auf unbestimmte 
Dauer hätte entscheiden können. Sie habe 
nämlich, wie alle europäischen Hersteller, 
an dem Abstimmungsverfahren mit der 
Kommission teilgenommen, das der Ausar­
beitung der Verordnung Nr. 123/85 voran­
gegangen sei, und habe die Einzelheiten von 
deren Durchführung zum Zeitpunkt des Ab­
schlusses des Vertrages vom 18. Dezember 
1984 gekannt. Sie habe deshalb nicht das 
Recht, ihren Vertragshändlern einseitig und 
im Widerspruch zur Vertragsfreiheit einen 
Vertrag anderen Typs und anderer Art, 
nämlich einen Vertrag auf unbestimmte 
Dauer, aufzuzwingen. 

Da der Vertragshändlervertrag mit Allein­
vertriebsrecht zwischen den Parteien nicht 
fristgerecht angepaßt worden sei, sei er 
nichtig. Im vorliegenden Fall stehe und falle 
mit der Änderung der Bestimmung über die 
Laufzeit der gesamte Ausschließlichkeitsver­
trag. Die Beklagte habe im übrigen verlangt, 
daß dieser Vertrag mit allen Bedingungen 
des Artikels 5 der Verordnung Nr. 123/85 
in Einklang gebracht werde. Da dies nicht 
geschehen sei, dürfe die Freistellung für den 
Vertrag insgesamt nicht gewährt werden. 

Die Nichtigkeit aufgrund der fehlenden 
Herstellung des Einklangs mit der Verord­
nung sei die Folge des einseitigen Verhal­
tens der Klägerin, die die Möglichkeit ge­
habt habe, sie durch einen einfachen Ände­
rungsvertrag zu vermeiden. 

Die Beklagte gelangt deshalb zu dem 
Schluß, daß das Inkrafttreten der Verord­
nung Nr. 123/85 den Lieferanten ver­
pflichte, den laufenden Vertrag anzupassen, 
ohne seine Natur zu ändern, um ihn unter 
anderem im Hinblick auf die Dauer mit der 
Verordnung Nr. 123/85 in Einklang zu 
bringen. Da die Klägerin dies abgelehnt 
habe, habe sie den Vertrag bewußt der Frei­
stellung gemäß Artikel 85 Absatz 3 EWG-
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Vertrag entzogen. Daher sei der gesamte 
Vertrag vom 1. Juli 1985 an nichtig. Die 
Verordnung habe den laufenden Vertrag 
nicht aufgehoben und deshalb nicht den Ab­
schluß eines anders gearteten Vertrages ge­
rechtfertigt. 

3. Erklärungen der Kommission 

Die Kommission führt aus, die Verordnung 
Nr. 123/85 ändere in keinem Fall einen 
Vertrag unmittelbar. Sie habe nur die Vor­
aussetzungen für das Wirksamwerden der 
Freistellung festgelegt, ohne unmittelbar in 
den Inhalt eines Vertrages einzugreifen. Die 
in Artikel 5 Absatz 2 Nrn. 1 bis 3 aufge­
führten vertraglichen Ansprüche einer Par­
tei, die eine Voraussetzung für die Freistel­
lung darstellten, könnten nur durch Willens­
übereinstimmung und vertragliche Einigung 
der Parteien begründet werden. 

Die Verordnung Nr. 123/85 regele die 
Möglichkeiten der Freistellung von aus­
schließlichen und selektiven Vertriebsverein­
barungen über Kraftfahrzeuge nicht er­
schöpfend. Sie stelle den Unternehmen le­
diglich dadurch einen Rahmen zur Verfü­
gung, daß sie bestimmte Verträge unmittel­
bar freistelle. Sie schließe jedoch weder die 
Anwendung der Verordnungen Nrn. 
1983/83 und 1984/83 noch die Einzelfrei­
stellung von den Wettbewerb stärker ein­
schränkenden Klauseln aus. 

Die Verordnung Nr. 123/85 begründe für 
keine Vertragspartei einen Anspruch gegen 
die andere Partei auf Anpassung des Vertra­
ges an diese Verordnung. Es sei Sache der 
Unternehmen, über den Inhalt ihrer Verein­
barungen zu entscheiden und zwischen den 
verschiedenen Freistellungsmöglichkeiten 
für wettbewerbsbeschränkende Vereinba­
rungen zu wählen. Die Kommission könne 
Sanktionen des Verbots des Artikels 85 Ab­
satz 1 nur vollziehen, wenn sie nicht beab­

sichtige, die schädlichen Auswirkungen ei­
ner Wettbewerbsbeschränkung unter Be­
rücksichtigung besonderer Umstände zu 
dulden. Die Verordnung Nr. 123/85 solle 
einen wirksamen Wettbewerb aufrechterhal­
ten, nicht aber den Vertragshändler schüt­
zen. Dieser könne aus ihr keine unmittel­
bare Schutzgarantie gegenüber dem Liefe­
ranten herleiten. Die Frage, ob eine Ver­
tragspartei gegenüber der anderen einen 
Anspruch auf Anpassung eines Vertrages an 
die Voraussetzungen für die Freistellung 
habe oder Schadensersatz wegen Vertrags­
verletzung im Falle der Verweigerung dieser 
Anpassung verlangen könne, richte sich 
nach dem innerstaatlichen Recht der Mit­
gliedstaaten. Dieses könne die Verpflichtung 
einer Partei vorsehen, die notwendigen Ge­
nehmigungen vorzulegen, selbst wenn diese 
im Vertrag nicht erwähnt seien. 

Die Verordnung Nr. 123/85 hindere einen 
Hersteller oder Lieferanten von Fahrzeugen 
nicht, andere Vertragsbedingungen aufzu­
stellen oder einen Vertrag durch einen Ver­
trag anderer Art zu ersetzen. In diesem Zu­
sammenhang komme eine Anwendung des 
Artikels 86 EWG-Vertrag nur in Betracht, 
wenn der Hersteller oder Lieferant auf diese 
Weise eine beherrschende Stellung gegen­
über seinem Vertragshändler mißbrauche. 
Im übrigen könnten nationale Bestimmun­
gen zum Schutz des Vertragshändlers zur 
Anwendung kommen. 

Die Verordnung Nr. 123/85 gelte nur für 
Vereinbarungen, die eine ausschließliche 
Verpflichtung im Sinne ihres Artikels 1 ent­
hielten. Diese sei unabdingbare Vorausset­
zung für das Eingreifen der Gruppenfrei­
stellung. 

U. Everling 
Berichterstatter 
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